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Mitteilung des Senats
Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes (BTHG)

Antwort des Senats
auf die Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 30. Marz 2020

"Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes (BTHG)"
Die Fraktion der CDU hat folgende Kleine Anfrage an den Senat gerichtet:

"Zum 1.1.2020 trat die Reformstufe 3 des Bundesteilhabegesetzes (BTHG) in Kraft.
Eigens zur Umsetzung dieser Reformstufe wurde im Amt fur Soziale Dienste (AfSD)
ein neuer Fachdienst Teilhabe gegriindet. Die Sozialsenatorin informierte die Sozial-
deputation am 16.1.2020 per Bericht (VL 20/776) tUber die aktuelle organisatorische
und personelle Umsetzung der Reform. Es werde ,einer guten Leistungserbringung fur
die Burger*innen Rechnung getragen®, heil3t es im Bericht. Pressemeldungen hinge-
gen ist zu entnehmen, dass es bei der Umsetzung stockt und Menschen mit Behinde-
rungen zum Teil seit Januar 2020 kein Geld von der Sozialbehtrde erhalten.
Offensichtlich gelangt der Senat selbst zu einer kritischen Auffassung tber die unzu-
reichende Gesetzesumsetzung. Im Senatsbeschluss zur Haushaltsaufstellung
2020/2021 ist festgehalten: ,Der Senat bittet die Senatorin fir Soziales, Jugend, In-
tegration und Sport unter Beteiligung der Senatorin fiir Gesundheit, Frauen und Ver-
braucherschutz, der Senatorin fir Kinder und Bildung sowie dem Senator fir Finanzen
und der Senatskanzlei eine ressortubergreifende Arbeitsgruppe zu Geschaftsprozes-
sen und Ressourceneinsatz fir die Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes im Kon-
text der Staatsrate-AG Sozialleistungen einzurichten und abschlieRend dem Senat
Uber die zukinftige Steuerung zu berichten.

Wir fragen den Senat:

1. Wie ist der aktuelle Stand der Auszahlungen und ab wann werden diese ordnungs-
gemaln erfolgen?

2. An wen wurden Abschlagszahlungen zu welchem prozentualen Anteil und fur wel-
che Bedarfe angewiesen? (Bitte auch die Summe der insgesamt erfolgten Ab-
schlagszahlungen angeben.)

3. Wie viele Arbeitsstunden mussen eingeplant werden, um die Abschlagszahlungen
nachtraglich mit den laufenden Auszahlungen zu verrechnen?



4. Inwiefern haben die Trager von Angeboten fir Menschen mit Behinderungen Fol-
gen der ausbleibenden Zahlungen des AfSD zu tragen und wie gehen sie damit
um?

5. Gab es in 2019 zur Steuerung der Vorbereitungen zur Umsetzung des Gesetzes
ebenfalls eine ressortiibergreifende Arbeitsgruppe, wenn nein, warum nicht?

6. Warum ist es jetzt nach dem Start der Umsetzung des BTHG nétig, eine ressort-
Ubergreifende Arbeitsgruppe einzurichten und dem Senat Uber die zukinftige Steu-
erung zu berichten?

7. Wer wird dieser Arbeitsgruppe angehoéren und wer hat die Federflihrung?

8. Welche Geschaftsprozesse sollen konkret ressortiibergreifend durch diese Arbeits-
gruppe geregelt werden?

9. Wo und durch wen wurde der Ressourceneinsatz fur die Umsetzung des BTHG
bislang gesteuert und um welchen Ressourceneinsatz geht es konkret?

10.Wann lag der Senatorin fir Soziales der erste Entwurf eines Konzeptes zur Um-
setzung des BTHG in Bremen vor und wann gab es ein erstes Konzept im AfSD?

11.Wie viele Stellen wurden fur das AfSD im Jahr 2019 beantragt, wie viele davon
wurden noch in 2019 genehmigt und wie viele davon sind zum 15. Marz 2020 be-
setzt?

12.Wie viele der noch ausstehenden Stellen-Genehmigungen fir das AfSD werden im
Haushalt 2020/21 genehmigt?

13.Wie viele Uberstunden sind im AfSD durch Personalumsteuerung zur Umsetzung
des BTHG bis zum 15. Marz 2020 aufgelaufen und wann und wie sollen diese wie-
der abgebaut werden?

14.Welche Folgen hat die Personalumsteuerung fir andere Arbeitsbereiche im AfSD?

a) Benennen Sie die Bereiche, aus denen Personal fur die Abarbeitung von Auf-
gaben fur den Fachdienst Teilhabe voriibergehend eingesetzt wurde.

b) Benennen Sie die Bereiche, aus denen Personal in den neuen Fachdienst ge-
wechselt ist.

c) Benennen Sie die Hohe der Rickstande, die in den Arbeitsablaufen dieser Be-
reiche jeweils entstanden und welche Risiken damit verbunden sind, z.B. Ver-
jahrung von Ruckforderungen etc.

15.Wie haben sich die Zahlen der nicht bearbeiteten Falle in der Gewéahrung stationa-
rer und ambulanter Hilfen zur Pflege im Jahr 2019 bis zum 15. Marz 2020 entwi-
ckelt?”

Der Senat beantwortet die Kleine Anfrage wie folgt:

Vorbemerkung:

Das Bundesteilhabegesetz bedeutet fiir alle Bundesléander und alle zustadndigen Kom-
munen durch die stufenweise Umsetzung (2017, 2018, 2020, 2023) — insbesondere
zum 1.1.2020 — einen grof3en Systemwechsel im SGB Xll und im SGB IX. Die Leis-
tungen der Eingliederungshilfen wurden in das SGB IX Uberfuhrt, neue Verfahrens-
und Kooperationsvorgaben fur alle Leistungstrager des SGB IX festgelegt und Beteili-
gungsrechte der Menschen mit Behinderungen in allen Verfahrensschritten — auch bei
den Landesrahmenvertrdgen - bestimmt. Der Bundesgesetzgeber hat noch bis De-
zember 2019 gesetzliche Anderungen furr die Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes
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zum 1.1.2020 beschlossen — die dann jeweils im Vorgriff auf die Anderungen zu be-
ricksichtigen waren, u.a. durch die IT-Verfahren.

Fur alle zustandigen Eingliederungshilfetrager bedeutete dies einen hohen fachlichen
Planungs- und Umsetzungsaufwand. Der temporare sowie der dauerhafte Personal-
bedarf machten Personalakquise, Fortbildung, Schulung sowie die Klarung von Orga-
nisations- und Raumfragen in erheblichem Umfang erforderlich. Fir die Stadt Bremen
wurde beschlossen, dass mit der Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes zum
1.1.2020 ein neuer Fachdienst Teilhabe organisatorisch und personell eingerichtet
wird, um den fachlichen Anforderungen des BTHG auf Dauer zielgenauer gerecht wer-
den zu kénnen. Die Parallelitat all dieser Herausforderungen um den Jahreswechsel
2019/2020 wurde weitestgehend bewaltigt, auch wenn Rickstande in der Bearbeitung
der Einzelfalle entstanden sind. Zudem waren auch Leistungserbringer und Leistungs-
berechtigte gefordert, rechtzeitig alle Unterlagen beizubringen, die der Systemwechsel
— insbesondere fir die stationdren Wohnformen der Eingliederungshilfe — zum
1.1.2020 notwendig machte. Auch das war fir alle Beteiligten eine grof3e Herausfor-
derung. Ubergangsregelungen wurden geschaffen, damit weitestgehend die verander-
ten Zahlungen und Zahlungswege zum 1.1.2020 berucksichtigt werden konnten. Mit
dem zusatzlichen Personal, den veranderten Organisationseinheiten im AfSD und der
engeren Kooperation mit dem ebenfalls zustéandigen Gesundheitsamt Bremen soll das
Bundesteilhabegesetz seine volle Wirkung fir die im Mittelpunkt stehenden Leistungs-
berechtigten schrittweise entfalten kénnen. Dafur wurde der Anfang mit dem Fach-
dienst Teilhabe zum Jahreswechsel 2019/2020 gemacht.

1. Wieist der aktuelle Stand der Auszahlungen und ab wann werden diese ord-
nungsgemal erfolgen?

Im Fachdienst Teilhabe des Amtes fir Soziale Dienste konnte ein Grof3teil der
Falle auf die veranderte Leistungsgewahrung vollumfassend umgestellt werden.
Mit Stand vom 13.5.2020 sind von insgesamt 3949 Fallen aus dem SGB IX-
Bereich noch 232 Falle sowie von 3000 Fallen aus dem SGB XlI-Bereich noch 57
Falle umzustellen und abschlieBend zur Auszahlung zu bringen. Der Fachdienst
Teilhabe geht davon aus, dass spatestens im 3. Quartal 2020 auch diese Falle
regelhafte und laufende Zahlungen erhalten.

2. An wen wurden Abschlagszahlungen zu welchem prozentualen Anteil und
fur welche Bedarfe angewiesen? (Bitte auch die Summe der insgesamt er-
folgten Abschlagszahlungen angeben.)

Es wurden fir den Zeitraum Januar bis April 2020 pauschale Zahlungen an meh-
rere Leistungserbringer des Leistungstyps 1 - Besondere Wohnformen - sowie
auch fur weitere ambulante Angebote erbracht. Die Hohe der Abschlagszahlungen
ergab sich i. d. R. aus einem prozentualen Anteil der jeweiligen Vergltungssatze,
der von Einrichtung zu Einrichtung unterschiedlich ist. Insgesamt wurden im be-
nannten Zeitraum fur 229 Leistungsberechtigte rund 680.000 € pauschale Zahlun-
gen erbracht.

3. Wie viele Arbeitsstunden mussen eingeplant werden, um die Abschlagszah-
lungen nachtraglich mit den laufenden Auszahlungen zu verrechnen?

Es sind rd. 40 Arbeitsstunden zur Verrechnung mit den laufenden Auszahlungen
zu veranschlagen. Die pauschalen Zahlungen werden im Rahmen der umfassen-
den Umstellungsarbeiten in den Einzelakten verrechnet. Je nach Fallkonstellation



kann der Umstellungsvorgang mehrere Stunden umfassen. Eine genaue Beziffe-
rung des Minuten-/Stundenanteils ist nicht méglich, da es sich jeweils um individu-
elle Fallgestaltungen handelt.

Inwiefern haben die Trager von Angeboten fir Menschen mit Behinderungen
Folgen der ausbleibenden Zahlungen des AfSD zu tragen und wie gehen sie
damit um?

Grundsatzlich wird davon ausgegangen, dass die Leistungserbringer in der Uber-
gangszeit auf Rucklagen zurtickgreifen konnen. Dennoch kann es dadurch in ein-
zelnen Fallen zu Liquiditatsproblemen bei Tragern fuhren. So sind bei der
Senatorin flr Soziales, Jugend, Integration und Sport (SJIS) in den vergangenen
Monaten Beschwerden einzelner Leistungserbringer Uber die Hohe der Ab-
schlagszahlungen eingegangen. Hier wurden in Gespréachen ggf. bestehende Li-
quiditatsprobleme ermittelt und individuelle Losungen wie beispielsweise die
Erh6hung von Abschlagszahlungen o. &. gefunden.

Gab es in 2019 zur Steuerung der Vorbereitungen zur Umsetzung des Geset-
zes ebenfalls eine ressortibergreifende Arbeitsgruppe, wenn nein, warum
nicht?

Das ressortubergreifende Projekt ,Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes und
Steuerung der Eingliederungshilfe* unter Federfihrung der SJIS besteht bereits
seit 2017. In den Arbeitsgruppen zur Umsetzung einzelner Themen sind je nach
Zustandigkeit die Senatorin fir Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz
(SGFV), die Senatorin fur Kinder und Bildung (SKB) und der Magistrat Bremer-
haven beteiligt. Das BTHG ist im Dezember 2016 beschlossen worden und in Tei-
len ab 1.1.2017 in weiteren Stufen (2018 und 2020) in Kraft getreten. Gesteuert
wird das Projekt Uber die ressortinterne Strategiegruppe, die unter dem Vorsitz des
Staatsrates SJIS regelmalig tagt und richtungsweisende Entscheidungen zur Um-
setzung des Bundesteilhabegesetzes sowie zur Steuerung der Eingliederungshilfe
trifft. Zusatzlich gibt es eine Arbeitsgruppe zur Umsetzung in der Verwaltung, an
der SJIS und SGFV beteiligt sind.

Warum ist es jetzt nach dem Start der Umsetzung des BTHG nétig, eine res-
sortibergreifende Arbeitsgruppe einzurichten und dem Senat Uber die zu-
kiinftige Steuerung zu berichten?

In den Beschliissen des Senats vom 18.2.2020 zur Haushaltsaufstellung heif3t es

in Nr. 13:
“Der Senat bittet die Senatorin fur Soziales, Jugend, Integration und Sport unter
Beteiligung der Senatorin fir Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz, der
Senatorin fur Kinder und Bildung sowie dem Senator fiir Finanzen und der Se-
natskanzlei eine ressortiibergreifende Arbeitsgruppe zu Geschéaftsprozessen
und Ressourceneinsatz fir die Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes im
Kontext der Staatsrate-AG Sozialleistungen einzurichten und abschliel3end
dem Senat Uber die zukinftige Steuerung zu berichten.”

Der Beschluss baut auf der bestehenden ressortiibergreifenden Umsetzungs-
struktur zum BTHG auf und bekraftigt diese. Auch in der Vergangenheit wurde
Uber die Umsetzung und die finanziellen Auswirkungen im Rahmen der Staatsrate-
AG Sozialleistungen berichtet.



7. Wer wird dieser Arbeitsgruppe angehéren und wer hat die Federfihrung?

Die bereits bestehende ressortiibergreifende Arbeitsgruppe zur Verwaltungs-
umsetzung unter Beteiligung von SJIS und SGFV wird nunmehr um Mitglieder vom
Senator fur Finanzen (SF) und der Senatskanzlei (SK) erweitert. SKB wird je nach
Themenlage einbezogen in die AG. Die Federfuhrung liegt bei SJIS. Die Arbeits-
gruppe bereitet eine Berichterstattung im Rahmen der Staatsréate-AG vor.

8. Welche Geschéaftsprozesse sollen konkret ressortibergreifend durch diese
Arbeitsgruppe geregelt werden?

Vor allem die Geschaftsprozesse fur den Umsetzungszeitpunkt zum 1.1.2020 zwi-
schen SGFV bzw. dem Gesundheitsamt und SJIS bzw. dem Amt fur Soziale
Dienste bedurfen einer engen Abstimmung. Hintergrund ist, dass die fachliche Zu-
standigkeit und ein Teil der operativen Zustandigkeit fir den Personenkreis der
Menschen mit seelischer Behinderung bei SGFV bzw. beim Gesundheitsamt lie-
gen, wahrend die vertragsrechtliche Umsetzung fur alle Personengruppen bei der
SJIS liegt sowie die leistungsrechtliche Einzelfallbewilligung im Amt fir Soziale
Dienste. Fir die engere Zusammenarbeit der Amter wird zugleich der gemeinsame
Umzug in neue Raumlichkeiten ab August 2020 geplant. Die veranderten Ge-
schaftsprozesse — bedingt durch das BTHG — werden zwischen Ressorts und Am-
ter neu definiert.

9. Wo und durch wen wurde der Ressourceneinsatz fur die Umsetzung des
BTHG bislang gesteuert und um welchen Ressourceneinsatz geht es konk-
ret?

Es gibt drei wesentliche Faktoren bei der Betrachtung der Ressourcen. Den ersten
Faktor stellt der Mehraufwand in der Verwaltung dar, fur den personelle Ressour-
cen bereitgestellt werden und fur den weitere Kosten fur Fortbildungen, Biroaus-
stattung und Gebaude entstehen. Zu diesen Fragen hat es Vorlagen fir die
politischen Gremien gegeben.

Eine wesentliche Anderung ist die Trennung der Existenzsichernden Leistungen
(SGB XIlI) von den Fachleistungen (SGB 1X) zum 1.1.2020. Diese Trennung fuhrt
zum zweiten Faktor.

Es werden Ausgaben von der Eingliederungshilfe zu den Ausgaben bei der Grund-
sicherung und der Hilfe zum Lebensunterhalt verlagert. Fir diese finanzielle Um-
steuerung zwischen Eingliederungshilfeleistungen und
Grundsicherungsleistungen hat der Bund Hochstgrenzen fur die Anerkennung der
Kosten der Unterkunft in besonderen Wohnformen festgelegt sowie die Regelbe-
darfsstufe fur Grundsicherungsleistungen fur Leistungsberechtigte in besonderen
Wohnformen erhéht und daftir den gesonderten Barbetrag und die Bekleidungs-
pauschale (als Hilfe zum Lebensunterhalt) gestrichen. Die héheren Ausgaben in
der Grundsicherung nach dem 4. Kapitel SGB Xll werden vom Bund erstattet.

Der dritte Faktor sind die Ausgaben der Eingliederungshilfe nach dem SGB IX.
Diese Ausgaben sinken um den Betrag, der wie beschrieben in die vom Bund zu
erstattenden Grundsicherungsleistungen gemafl SGB XIl verlagert wird. Gleich-
zeitig steigen die Ausgaben der Eingliederungshilfe nach SGB IX, weil es durch
das BTHG mehr Leistungsberechtigte geben wird, es weniger Anrechnung und
Heranziehung von Einkommen und Vermdégen gibt und einige Leistungen neu hin-
zukommen. Auch diese Effekte sind durch das SGB IX vorgegeben, die Verande-
rungen resultieren aus gesetzlichen Ansprichen der Menschen mit
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10.

11.

Behinderungen. Die Steuerung liegt bei SJIS und fir die Gruppe der Menschen
mit seelischer Behinderung bei SGFV.

Wann lag der Senatorin fir Soziales der erste Entwurf eines Konzeptes zur
Umsetzung des BTHG in Bremen vor und wann gab es ein erstes Konzept im
AfSD?

Die Umsetzung des BTHG ist wesentlicher Bestandteil des unter Pkt. 5 genannten
Projektes ,Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes und Steuerung der Eingliede-
rungshilfe“. Das Amt fir Soziale Dienste ist am Projekt beteiligt, die seit 2018 ent-
wickelten Teilprojekte haben auch die konkrete Umsetzung des BTHG im Amt fur
Soziale Dienste bertcksichtigt.

Wie viele Stellen wurden fur das AfSD im Jahr 2019 beantragt, wie viele da-
von wurden noch in 2019 genehmigt und wie viele davon sind zum 15. Méarz
2020 besetzt?

Fur die Umsetzung der 3. Stufe des BTHG zum 1.1.2020 wurde fir das AfSD im
Jahr 2019 ein Personalmehrbedarf von insgesamt 60,05 Vollzeiteinheiten (VZE)
beantragt (vgl. Senatsbeschluss vom 19.03.2019 ,Personalmehrbedarf der Sena-
torin fir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport ab dem Jahr 2019 auf-
grund des Bundesteilhabegesetzes®).

Im Einzelnen splittete sich der Gesamtpersonalmehrbedarf in den jeweiligen Auf-
gabenbereichen des AfSD sich wie folgt auf:

Davon so-
fortiger

Dauerhafter Mehrbedarf

Mehrbedarf BTHG in
Bereich BTHG in VZE VZE
AfSD
1. Wirtschaftliche Hilfen 38,55 10,40
2. Junge Menschen (Jugendamt) 8,50 5,00
3. Sozialdienst Erwachsene 13,00 8,00
Personalmehrbedarf AfSD gesamt 60,05 23,40

Von dem in der obigen Tabelle ausgewiesenen Gesamtpersonalmehrbedarf des
AfSD wurden 23,4 VZE als sofortige Personalverstarkung angemeldet, wahrend
der restliche Bedarf in Hohe von 36,65 VZE zum 1.1.2020 bestand.

Der Senat hat den Gesamtpersonalmehrbedarf des AfSD im Zusammenhang mit
der Umsetzung des BTHG mit Beschluss vom 19.3.2020 zur Kenntnis genommen
und zugestimmt, das im AfSD sofort benétigte Personal im Umfang von 23,4 VZE
einzusetzen. Die Finanzierung dieses Personals erfolgte in 2019 aus dezentralen
Mitteln der Senatorin fur Soziales, Jugend, Integration und Sport.

In den Bereichen Wirtschaftliche Hilfen und im Sozialdienst Erwachsene waren
zum Stichtag 15.3.2020 bereits alle in 2019 genehmigten Stellen besetzt. Von den
in 2019 genehmigten Stellen war im Bereich Junge Menschen zum 15.3.2020 eine



12.

13.

14.

Stelle (1 VZE) besetzt. Die Auswahlverfahren fur die Gbrigen Stellen wurden inzwi-
schen erfolgreich abgeschlossen, so dass auch dort in Kirze alle in 2019 geneh-
migten Stellen besetzt sein werden.

Wie viele der noch ausstehenden Stellen-Genehmigungen fur das AfSD wer-
den im Haushalt 2020/21 genehmigt?

Der im Zusammenhang mit der Aufgabenwahrnehmung des BTHG verbliebene
Personalmehrbedarf des AfSD im Umfang von 36,65 VZE wurde im derzeit lau-
fenden Haushaltsaufstellungsverfahren fir die Jahre 2020/2021 zum jetzigen Zeit-
punkt in vollem Umfang anerkannt, finanziert und verstetigt. Gleiches gilt fur die
Finanzierung der bereits in 2019 im Umfang von 23,4 VZE genehmigten Stellen.

Wie viele Uberstunden sind im AfSD durch Personalumsteuerung zur Um-
setzung des BTHG bis zum 15. Marz 2020 aufgelaufen und wann und wie
sollen diese wieder abgebaut werden?

Im AfSD und im jetzigen Fachdienst Teilhabe sind insgesamt 2.716 Stunden an
Mehrarbeit geleistet worden. Die Mehrarbeit wurde im Zeitraum vom August 2019
bis zum April 2020 geleistet — im Wesentlichen fur die Umsetzung der 3. Stufe des
BTHG. Mit dem Abbau der aufgelaufenen Uberstunden aus der Mehrarbeit soll mit
Beginn des 4. Quartals begonnen werden. Dabei wird zugrunde gelegt, dass der
Umzug in den endgultigen Standort des Fachdienstes Teilhabe vollzogen wurde.
Die neu eingestellten Mitarbeitenden werden bis dahin eingearbeitet sein und kon-
nen in den jeweiligen Aufgabenbereichen entlastend eingesetzt werden.

Welche Folgen hat die Personalumsteuerung fur andere Arbeitsbereiche im
AfSD?

a) Benennen Sie die Bereiche, aus denen Personal fur die Abarbeitung von
Aufgaben fur den Fachdienst Teilhabe vortibergehend eingesetzt wurde.

Die Einfihrung des Bundesteilhabegesetzes war eine Gesamtaufgabe des
Amtes flr Soziale Dienste. Die Bereiche, aus denen voriibergehend Personal
fur Aufgaben des Fachdienstes Teilhabe eingesetzt wurden, kamen aus meh-
reren Abteilungen/Referaten des Amtes flir Soziale Dienste, insbesondere aus
den Wirtschaftlichen Hilfen ambulant und stationar. Jeder Bereich war mittel-
bar und unmittelbar von der Einfihrung des neuen Gesetzes betroffen.

b) Benennen Sie die Bereiche, aus denen Personal in den neuen Fachdienst
gewechselt ist.

Aus den folgenden Bereichen ist Personal in den Fachdienst Teilhabe ge-
wechselt:

e Wirtschaftliche Hilfe

e Stationare Leistungen

e Sozialdienst Erwachsene

e Sozialdienst Junge Menschen
e Wirtschaftliche Jugendhilfe

e Betreuungsbehérde

e Unterhaltsvorschuss

e Service



e Stab der Amtsleitung
e Sozialzentrumsleitung

c) Benennen Sie die HOhe der Rickstéande, die in den Arbeitsablaufen die-
ser Bereiche jeweils entstanden und welche Risiken damit verbunden
sind, z.B. Verjahrung von Rickforderungen etc.

Bereich Soziales, ehemaliger Fachdienst Stationéare Leistungen:

Mitarbeitende, die aus dem Bereich der Ambulanten Wirtschaftlichen Hilfen in
den ehemaligen Fachdienst Stationare Leistungen umgesetzt wurden, mus-
sen zunachst eingearbeitet werden. Die Fallbelastung betragt derzeit 203 Falle
pro Vollzeit-BV.

Im vergangenen Jahr wurde der ehemalige Fachdienst Stationare Leistungen
personell verstarkt. Zusatzlich fand eine Neuorganisation unter Neubildung der
Teams Pflege, Eingliederungshilfe, Sonderteam und Front- und Back-Office
statt. Mit Stand 03/2019 bestand im Bereich des ehemaligen Fachdienstes
Stationare Leistungen ein Riuckstand von 291 nicht abschlieRend bearbeiteter
Falle. Aufgrund der Umsetzung der 3. Stufe des BTHG und den damit verbun-
denen notwendigen Umstellungsarbeiten, insbesondere bei den stationéren
Leistungen, konnten die bestehenden Rickstande nicht zeitnah abgearbeitet
werden und die Rickstande sind bis heute weiter angewachsen. Denn in der
Zeit vom 12.11.2019 bis zum 31.12.19 waren die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter des Fachdienstes Stationare Hilfen gehalten, mit etwa der Halfte ihrer
Arbeitszeit Umstellungsarbeiten nach dem BTHG vorzunehmen. Im Bereich
des ehemaligen Fachdienstes Stationare Leistungen wurden 600 unbearbei-
tete Neuantrage auf Gewéahrung von Leistungen der Hilfe zur Pflege gemeldet.

Dies hat zur Folge, dass Neuantrage derzeit nicht in angemessener Zeit be-
schieden werden kdnnen, die Wartezeit fur die Birgerinnen und Burger betragt
momentan 6 bis 9 Monate. Einrichtungstrager erhalten aufgrund dessen ver-
spatet die ihnen zustehenden Zahlungen.

Hinzu kommt, dass insgesamt ca. 1.450 eingestellte Akten der stationaren Ein-
gliederungshilfe nach SGB XII vorhanden sind, welche im Rahmen der Vorbe-
reitung zur Vernichtung auf Uberzahlungen, Kostenersatz, vorhandene
Ruckstande und Tragerforderungen geprift werden missen. Die geltend ge-
machten und in der Software SAP erfassten o6ffentlich-rechtlichen Forderun-
gen werden von der Landeshauptkasse Uberwacht und es werden
Ruckstandsanzeigen erstellt. Privatrechtliche Forderungen werden vom Fach-
dienst Unterhalt/Forderungen gepruft und durchgesetzt. Dadurch werden Ver-
jdhrungen in diesen Bereichen verhindert.

Fur die Aufarbeitung der bestehenden Bearbeitungsriickstdnde wurde ab
1.4.2020 nach Einfihrung des neuen Fachdienstes Teilhabe und der damit
verbundenen erforderlichen Neuorganisation des ehemaligen Fachdienstes
Stationare Leistungen ein neues Team zur Rickstandsbearbeitung gebildet.
Mit diesem Team werden derzeit die bestehenden Riickstande gesichtet, sor-
tiert und sodann abgearbeitet. Eilfélle werden dabei prioritéar behandelt.

Bereich Soziales Ambulante Leistungen:

Der Wechsel des Personals in den Fachdienst Teilhabe bedingt sowohl im
Sozialdienst Erwachsene als auch in den Wirtschaftlichen Hilfen Anderungen



in den Fallzustandigkeiten. Die Sozialzentren und die Teams der Wirtschaftli-
chen Hilfen und des Sozialdienstes Erwachsene miissen neu organisiert und
Falle (auch die der Hilfe zur Pflege) umverteilt werden. Zusatzlich werden Mit-
arbeiter / innen u.a. fur das Themenfeld der Hilfe zur Pflege neu qualifiziert.
Dieser Organisationsprozess ist noch nicht abgeschlossen.

Die Abarbeitung der bestehenden Postrickstande im ambulanten Bereich er-
folgt durch die Sachbearbeitung. In einigen Sozialzentren wird die Abarbeitung
der Ruckstande durch den Einsatz des Projektes Mobiles Unterstitzungsteam
(MUT) unterstitzt.

Fur den Bereich der ambulanten Leistungen der Hilfe zur Pflege werden eilbe-
durftige Antrage innerhalb weniger Tage bearbeitet. In Fallen, die bereits Leis-
tungen der Hilfe zur Pflege erhalten, erfolgt eine Weitergewahrung in der
Regel ohne Leistungsunterbrechung. In den Ubrigen Fallen werden Neuan-
trage innerhalb von 8 bis 12 Wochen begutachtet und abschliel3end bearbei-
tet.

15. Wie haben sich die Zahlen der nicht bearbeiteten Falle in der Gewdahrung
stationarer und ambulanter Hilfen zur Pflege im Jahr 2019 bis zum 15. Méarz
2020 entwickelt?

Die Bearbeitungsriickstdnde sind in den nun 4 Bremer Sozialzentren und dem
ehemaligen Fachdienst Stationare Leistungen unterschiedlich ausgepragt.

Wie bereits unter 14c) beschrieben, bestand im Bereich des ehemaligen Fach-
dienstes Stationére Leistungen mit Stand 03/2019 ein Ruckstand von 291 nicht
abschlieRend bearbeiteter Falle. Dieser Rickstand konnte anfangs aufgearbeitet
werden. Aufgrund der Umsetzung der 3. Stufe des BTHG und der damit verbun-
denen notwendigen Umstellungsarbeiten wuchsen die Rickstande der noch zu
bearbeiteten Falle wieder an. In der Zeit vom 12.11.2019 bis zum 31.12.19 waren
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Fachdienstes Stationare Hilfen gehalten,
mit etwa der Halfte ihrer Arbeitszeit Umstellungsarbeiten nach dem BTHG vorzu-
nehmen.

Aktuell sind im Bereich des Fachdienstes Stationdre Leistungen ca. 600 Neuan-
trage der stationéren Hilfe zur Pflege nicht abschlieRend bearbeitet. Die Antrage
kénnen daher derzeit nicht in angemessener Zeit gegentuber den Birgerinnen und
Blrgern beschieden werden. Mit den beschriebenen neu organisierten Teams
werden derzeit die bestehenden Rickstande gesichtet, sortiert und sodann abge-
arbeitet. Eilfalle werden dabei prioritar behandelt.

Wie unter 14c) dargestellt, werden fir den Bereich der Ambulanten Leistungen der
Hilfe zur Pflege eilbedirftige Antrage innerhalb weniger Tage bearbeitet und not-
wendige Pflegemal3inahmen konnen unverziglich eingesetzt werden. In Féllen,
die bereits Leistungen der Hilfe zur Pflege erhalten, erfolgt eine Weitergewahrung
in der Regel ohne Leistungsunterbrechung. In den lbrigen Fallen werden Neuan-
trage innerhalb von 8 bis 12 Wochen begutachtet und abschliel3end bearbeitet.

Beschlussempfehlung:



—-10 -



	Bremische Bürgerschaft Drucksache 20/175 S
	Mitteilung des Senats
	Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes (BTHG)



